W. 51. 1866. — 3. Jahrgang. 


Montag, * 3 W 51. 
Die Verfaſſung. 
Wochenblatt für das Voll. 


Erſcheint jeden Montag früh. Preſs vlerielfahrlich bei allen Preuß. Poſtanftalten 27 ann bel Bin aub ser 
75 Sg 5 Pe alen Hege Senn incl. e e Rn in der Expedition, Taubenſtr. 27.48 
e Zeile 2 Sgr. 


Poftanftalten 
gr. Inſerate 


Mit dem 1. Januar 1867 beginntein neues Abonnement auf die Verfaſſung. Die Redaktion 
wird nach wie vor bemüht ſein, in dem Blatte alle unſer Verfaſſungsleben berührenden Fragen 
in volksthümlicher und leicht faßlicher Weiſe zu beſprechen. Die Grundſäge nach welchen dies 
geſchieht, ſind diejenigen der entſchieden liberalen Partei. Wir hoffen daß unſere Leſer uns 
auch fernerhin treu bleiben werden im Kampfe für Wahrheit und Recht, welche ja die einzig ſichere Grund⸗ 
lage aller Macht und Größe bilden. 8 

Die Verſendung unſeres Blattes nach außerhalb findet am Montag mit dem Abendzuge 
ftatt; in Berlin wird daſſelbe am Montag früh ausgegeben und werden die neueſten Nach⸗ 
richten, welche Sonntags eingehen, in dem Blatte Aufnahme finden. Da der Preis un⸗ 
verändert bleibt, ſo wird unſer Blatt fortan die billigſte Montagszeitung ſein, und dürfte ſich be⸗ 
ſonders Denen empfehlen, welche eine nur ſechs Mal wöchentlich erſcheinende Zeitung halten. 

Wir bitten, die Abonnements möglichſt rechtzeitig bei den Poſtanſtalten anzumelden, da 
ſonſt die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Exemplare nicht verſprochen werden kann. 

Der n rg Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poftanftalten 4½ Sgr., 
bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7% Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenſtraße 27. 
4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die geſpaltene 


Petitzeile 2 Sgr.; bei öfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 


Zu den bevorſtehenden Wahlen. 


Gar ſelten giebt es einen Menſchen, der fo glücklich 
iſt, daß Alles, was er unternimmt, ganz nach ſeinem 
Sinne und ſeinen Wünſchen von Statten geht. 
Darum machen wir vernünftiger Weiſe auch gar nicht 
den Anſpruch darauf, ſolche befondere Glückskinder zu 
ſein. Wir ſehen Verdrießlichkeiten und Fehlſchläge als 
etwas jo Gewöhnliches an, daß wir uns, ſo lange wir 
geſund an Leib und Seele find, dadurch in unferm | 
Berufe und unſerer Pflicht gar nicht einmal mehr irre 
machen laſſen. Auch halten wir den nicht für einen 
verſtändigen Mann, der in ſeiner Wirthſchaft oder in 
ſeinem Gewerbe jedes Unternehmen auf der Stelle auf⸗ 
giebt, wenn ihm dies oder jenes Hinderniß in den Weg 
kommt, und wenn nicht gleich von vornherein Alles fo 
geht, wie es nach ſeiner Meinung gehen ſollte. Können 
wir ein gutes und vernünftiges Ding nicht auf die eine 
Art zu Stande bringen, nun ſo verſuchen wir es auf 
die zweite, die dritte, die vierte Art. Endlich muß es 
by zu Sratve Tomnten, weandasepeg: manmlicky, 
wirklich etwas Gutes und Vernünftiges iſt. 


Vi ev 


Wenn das nun ſchon im Privatleben gilt, ſo ſollte 


das noch viel mehr im öffentlichen Leben gelten. Ja, 


wir waren durch die Erfahrungen in den zwei ſchlimmen 
Reaktionsperioden von 1849 bis 1858 und wieder von 
1862 an, zu der Meinung gekommen, daß niemals in 
m Volke diejenigen Gehör finden werden, die ihre 
eigene Verdrießlichkeit und Unluſt an jeder freien und 
friſchen Thätigkeit für das Gemeinwohl mit den Worten 
zu bemänteln ſuchen: „Es hilft ja doch Alles nichts!“ 
Dennoch hört man dieſe thörichte und häßliche Redens⸗ 
art jetzt mehr als jemals. Und doch thut uns mehr 
als jemals gerade jetzt eine friſche und freie 
Thätigkeit für das Vaterland von Seiten des 
Volkes Noth. 

Viele Tauſend unſerer Söhne und Brüder ſind im 
blutigen Kampfe für die nothwendige Machtvermehrung 
Preußens, für die Einigung Deutſchlands und preußiſcher 
Führung eines nur allzufrühen Todes geſtorben, oder 
ſind für ihr ganzes übrige Leben ihrer geſunden Glieder 
beraubt worden. Aber alle dieſe ſchweren Opfer und 
alle öte minder. ſcywecen, ver vol) uu) empjndeichzen 
Verluſte an Geld und Gut haben Preußen doch nur 


für den Augenblick mächtig gemacht, haben nicht 
einmal das ganze Deutſchland, ſie haben blos das 
Deutſchland im Norden des Main, und auch das nur 
für den Augenblick unter der preußiſchen Krone 
geeinigt. Denn, ſo lange die Welt ſteht, hat das 
Schwert immer nur augenblicklich, immer nur 
ſchnell vorübergehende Erfolge errungen. Dauernde 
Werke, Staaten, die wirklich und auf die Dauer ihre 
Volker glücklich machen: die ſind auch nach den größten 
und nothwendigſten Kriegsthaten immer nur durch die 
Weisheit friedlicher Männer, immer nur durch die Ar⸗ 
beiten des Friedens zu Stande gebracht worden. 

Wir wollen aber, daß die Opfer und die Thaten 
dieſes Sommers uns wirkliche, dauernde, gute und 
eſunde Früchte bringen, und nicht taube Früchte, die 
chen morgen unreif und Niemandem zu Nutze vom 
Baume fallen. Ja, wir müſſen auch wiſſen, daß es 
ſich jetzt um noch viel mehr handelt als blos darum, 
daß wir einen großen und unverhofften Gewinn feſt⸗ 
halten. Es handelt ſich wohl mehr noch darum, daß 
wir mit dem neuen Beſitzthum nicht auch noch das 
alte verlieren. Denn fo ſtehen die Dinge, daß 
Preußen entweder ſo groß bleiben muß, wie es jetzt 
geworden iſt, reſp. daß es ſtreben muß, noch größer zu 
werden, oder daß es noch kleiner gemacht wird, wie es 
vor ſechzig Jahren der erſte Napoleon gemacht hatte. 
Kann Preußen durch eine gute und gerechte Verfaſſung 
und Verwaltung, kann es durch weiſe Werke des Friedens 
die neu erworbenen Provinzen und die mehr gezwungenen 
als freiwilligen Bundesgenoſſen nicht innerlich, nicht 
durch die Macht eines vernünftigen und freien Willens 
mit ſich zu einem feſten und untrennbaren Ganzen ver⸗ 
binden, dann wird gar bald die Stunde des Schreckens 
kommen, dann werden der ehemalige König von Hanne⸗ 
ver und die aus Heſſen und Naſſau vertriebenen Fürſten, 
und wohl noch manche Andere, die jetzt noch ſich wider⸗ 
willig vor Preußen beugen, wieder eine Macht ſein. 
Zurückgeführt von Franzoſen und Oeſterreichern und 
vielleicht auch Ruſſen werden ſie mit Jubel begrüßt 
werden von gar vielen ihrer „Landeskinder“, die noch 
vor Jahresfriſt ſie als die ärgſten Tyrannen verwünſchten. 

Aber das Werk des Friedens iſt jetzt eingeleitet. Der 
norddeutſche Reichstag iſt berufen, um für Nord- 
deutſchland eine Verfaſſung zu Stande bringen zu 
helfen. Dieſe Verfaſſung ſoll nicht blos uns Preußen 
und den übrigen Völkern des norddeutſchen Bundes 
genügen, ſondern auch allen Deutſchen, die bisher noch 
dem norddeutſchen Bunde fern ſtehen, damit fie 
danach ſtreben, demſelben beizutreten. 

Die Regierungen für ſich allein können das aber nicht 
zu Stande bringen, auch wenn ſie das, was wirklich 
Noth thut, beſſer verſtänden, als die meiſten der uns be⸗ 
kannten Fürſten und Miniſter es leider verſtehen. Dar⸗ 
um müſſen wir Alle das Unſrige dazu thun, damit 
auf dem Reichstage, der in wenig Wochen zuſammen⸗ 
treten ſoll, ein tüchtiges und gutes Werk zu Stande 
komme. Wir können aber auch Alle dazu thun, weil 
wir Alle durch das allgemeine und gleiche und (bei der 


geheimen Stimmgebung) durch keinen Landrath 
und keine Behörde beaufſichtigte Wahlrecht in den Stand 
geſetzt ſind, den beſten und küchtigſten Mann, den wir 
kennen, zum Reichstagsabgeordneten zu wählen. 

Aber da kommen eben jene trägen oder verdrieß⸗ 
lichen Leute und rufen uns zu: „Bleibt doch zu Hauſe, 
denn es hilft Euch ja doch nichts, wenn Ihr auch noch 
jo verſtändig wählt. Die Regierung hat bksher immer 
nach ihrem eigenen Kopfe gehandelt und wird auch 
jetzt nur ſo handeln, wie es ihr ſelbſt gut dünkt, der 
Reichstag und hinterher das Preußiſche Abgeordneten⸗ 
haus mögen beſchließen, was ſie wollen.“ 

Nun aber iſt es nicht einmal wahr, daß die Negie⸗ 
rung ſelbſt nur beim Beginn des Krieges in allen 
Stücken blos nach ihrem Kopfe gehandelt hat. Sie 
hat allerdings, um den Krieg anzufangen, eine andere 
Zeit gewählt, als wir für richtig hielten und als wir 
auch heute noch für richtig halten. Aber ſie hätte lie 
nimmermehr angefangen und anfangeu können, hätte ſie 
nicht gewußt, daß das preußiſche Volk und ſeine Abge⸗ 
ordneten jedem Kriege zuſtimmen würden, der gegen 
die unverſöhnlichen Feinde Preußens und der deutſchen 
Einheit und Freiheit, der gegen Oeſterreich und die 
partikulariſtiſchen Regierungen geführt wird, ſelbſt wenn 
er gegen ihren Willen zu ungelegener Zeit darum sic 
war. — Aber jetzt handelt es ſich gar nicht darum, ſich 
über vergangene Dinge den Kopf zu zerbrechen. Jetzt 
kommt es darauf an, durch eifrige und vernünftige 
Thäligkeit für die bevorſtehenden Wahlen unſere Schul⸗ 
digkeit zu thun, damit nicht durch unſere Schuld 
Preußen und das deutſche Velk zu Grunde gerichtet 
werden. 

Das möge jeder einſichtige Mann im Volke 


beherzigen, und möge er deßhalb in ſeinem 


Kreiſe thätig ſein für die Herbeiführung einer 
guten Wahl. Thut er das nicht, ſo möge er 
nachher nicht Anderen den Vorwurf machen, 
wenn die Dinge ſchlecht gehen. 


Polttiſche Wochenſchan. 

Preußen. Das Abgeeordnetenhaus hat, nachdem, 
wie mitgetheilt, in der vorigen Woche die Vorberathung des 
Budgets beendet worden iſt, am Dienstag in der Schluß. 
berathung das Staatshaushaltsgeſetz für 4867 
ganz in der Weiſe angenommen, wie daſſelbe in der Vorbe. 
rathung feſtgeſezt worden iſt. Die Staatsregierung hatte 
vorher erklärt, daß ſie bereit ſei, nach dem modffizirten 
Budget, wenn daſſelbe auch Schwierigkeiten für die Ver⸗ 
waltung biete, zu regieren. Ein Antrag des Abg. Jung, 
das Bu en bloc anzunehmen, fand nicht die Zuſtimmung 
des Hanſes. ade 

Von Abg. Virchow war in Bezug auf das Militär 
budget bei der Schlußberathung ein Antrag eingebracht, 
die geforderte Summe als eine beſondere Poſition neben dem 
Ordinarium und dem Extraordinarium des Etats zu ber 
willigen. Der Antrag wurde bei namentlicher Abſtimmung 
mit 230 gegen 92 abgelehnt. 

Das Herrenhaus hat in ſeiner Sitzung am 22. d. 
Mts. dem Etat gleichfalls ſeine Zuftimmung ertheilt, und fo 
werden wir am 1. Januar nach fünf Jahren budgetloſer 


Verwaltung zum erften Mal in Preußen ſehen, daß die Ver⸗ 
waltung von Anfang des Etatsgeſetzes an auf Grund eines 
verfaſſungsmäßigen Staatshanshalté eſetzes geführt wird. 

Was die Veränderungen anbetrifft, welche mit der 
Regierungdvorlage ve genommen find, jo beſchränken ſich 
Diele auf folgende Punkte. Während nach dem Entwurf der 
Etat für 1867 mit 169,066,773 Thlr. in der Einnahme und 
Ausgabe balancirte, beträgt derſelbe jetzt, wie er aus den Be. 
chlüſſen des Abgeordnetenhanſes hervorgegangen, 168,929,873 
Ther es ſind alſo im Ganzen nur abgeſetzt worden 136,900 
Thlr. und zwar: nn ee der dee b 

eime Ausgaben im Intereſſe der Polizei beim Mi⸗ 
u terium des Innern 1 35,000 thlr. 
Gehaltszulage und e der Dienſtzulage 

für den Departementsdirektor im Marine 
miniſterium . 1,900 
und unter den außerordentlichen Ausgaben beim 
Handelsminiſterium die erſte Rate für 
die Verlegung der Porzellanmanufaktur 100,000 
136,900 thlr. 
Da nach Abſetzung der 100,000 Thlr. für Verlegung der 
Porzellanmanufaktur die Verlegung unterbleiben wird, fo find 
im Ganzen nur 36,900 Thlr. von der zur Führung der Ver⸗ 
waltung geforderten Summe geſtrichen worden. 

Außerdem find in der Bezeichnung der Titel folgende 
Aenderungen beſchloſſen worden: 1) Beim Finanzminiſterium 
Kap. 47. Tit. 3. ſtatt dem von der Regierung geforderten 
„Unvorhergeſehenen Ausgabe⸗Hauptextraordinarium“, Haupt ⸗ 
Extraordinarium, über deſſen Verwendung die 
nachträgliche Genehmigung der Landesvertretung 
einzuholen iſt, 300,000 Thlr. (Antrag v. Bockum⸗ 
Dolffs), 2) i Titel 4. ftatt Beſoldungsverbeſſerun⸗ 
gen 1,030,200 Thlr.: e Le für Unter⸗ 
beamte“ 1,030,200 Thlr. (Antrag Duncker) und beim 
Kriegsminiſterium Kapitel 54. Titel 1 bis 62 41,574,348 
Thlr. zu ſetzen Kapitel 54, „für Zwecke der Millitär- 
Verwaltung und fortdauernde Ausgaben“ 41,574,348 
Thlr., darunter künftig wegfallend 118,201 Thlr. (Antrag 
Reichenheim) und unter den außerordentlichen Ausgaben 
beim Kriegsminiſterium Kap. 17. Tit. 1— 39 zu ſetzen 
Kap. 17. Für außerordentliche Ausgaben für das Jahr 1867: 
2,497,131 Thlr. (Antrag Reichenheim). . 

Außerdem erledigte das Abgeordnetenhaus nach eingehen- 
der Debatte das Geſetz, betreffend die privatrechtliche 
Stellung der auf Selbſthilfe beruhenden Ge⸗ 
noſſenſchaften. Das Haus nahm das Geſetz nach dem 
Vorſchlage der Kommiſſion an, durch welchen die Nothwendig⸗ 
keit der Konzeſſionirung der Genoſſenſchaften und einige 
Strafbeſtimmungen aus dem Regierungsentwurf geſtrichen 
werden, an. Der Handelsminiſter erklärte, daß ler gegen dieſe 
Abänderungon nichts einzuwenden habe, daß er aber fürchte, 
das Geſetz könne daran ſcheitern. (Im Herrenhaufe?) 


Am Donnerstag legte der Handelsminiſter dem Abgeord- 
netenhauſe eine Anleihe für Eiſenbahnzwecke vor. Darauf 
folgte die Berathung und Aunahme des Geſetzes, betreffend die 
Einverleibung von Schleswig⸗Holſtein in die 
preußiſche Monarchie. Das Geſetz iſt ganz in derſelben 
Weiſe gefaßt, wie das Geſetz über die Einverleibung von 
Hannover, Heſſen⸗Kaſſel, Naſſau und Frankfurt a. M. Von 
den Gegnern des Geſetzes ſprach nur der Abg. Groote, 
die Uebrigen wurden durch den Schluß der Debatte am 
Entwickeln ihrer Anſicht verhindert. Natürlich bildete die 
Mißſtimmung der Schleswig ⸗Holſteiner gegen Preußen und 
die Beſtimmung des Prager Friedens über die Abſtimmung 


in Nord Schleswig die Hauptpunkte der Debatte, über 
welche auch der Abg. Tweſten, welcher die Annahme des Ge · 
ſetzes empfahl, ſehr ſcharf und eingehend ſprach. 

Nach dieſem Redner ſprach der Miniſter-Präſident Graf 
Bismarck über dieſe Fragen, und laſſen wir hier den weſent 
lichen Inhalt ſeiner Rede folgen. Er bedauerte es im Ein⸗ 
gange, daß der Redner, welcher für die Annexion ſei, ver⸗ 
ſucht habe, den Beweis zu führen, daß die Schleswig ⸗Hol 
ſteiner Grund haben, mit Preußen unzufrieden zu ſein. Er 
erklärt es auf das Beſtimmteſte für falſch, daß der Erbprinz 
jemals die preußiſchen Forderungen angenommen habe, er 
aus ſtets ſich ſoviel Hinterthüren offen gehalten, daß er die 

ermuthung wachrufen mußte, er wolle die Bedingungen gar 
nicht feinen Ständen vorlegen; die Regierung könne noͤthigen⸗ 
falls die Briefe veröffentlichen. Der Miniſter entwickelte 
ſehr ausführlich feinen Standpunkt in der ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſchen Frage, er ſagt, daß er ſtets die Perſonal⸗Union für 
beſſer gehalten habe, als den früheren Zustand, einen felt. 
ſtändigen Staat für beſſer als die Perſonal⸗Union, und die 
Einverleibung in Preußen für beſſer als einen ſelbſtſtändigen 
Staat. 1864 hätte er noch unter irgendwie annehmbaren 
Bedingungen den Prinzen von Auguſtenburg eingeſetzt, ja 
auch 1865 vor dem Gaſteiner Vertrag hatte er den Prinzen 
durch den Miniſter v. d. Pfordten zu Unterhandlungen auf⸗ 
fordern laſſen. Wenn man jagt, daß wir Schleswig ⸗Holſtein 
nicht erobert haben, ſo erwidere er, daß wir es erſt den 
Dänen, und dann dem mit unſeren Feinden verbundenen 
Herzog von Auguſtenburg abgenommen. Wären im Juni 
unſere Bewegungen weniger ſchnell zewefen, fo hätten ſich 
an das Gablenz'ſche Korps hannoverſche und auguſtenburg⸗ 
ſche Truppen angeſchloſſen, zum Zwecke einer Diverſion nach 
Berlin. Der Miniſter eniwickelte alsdann die Gründe für 
die Annahme der Friedensbedingungen wegen der Abſtimmung 
in Nordſchleswig. Dieſelben eien in den europäiſchen Ver⸗ 
hältniſſen zu ſuchen, welche ſeit dem Jahre 1848, dem Be⸗ 
inn des Zerfalls der heiligen Allianz, erſchüttert ſeien. 

an hat ſeitdem auf die Kilfebedürftigkeit Preußens für 
den Fall eines Krieges mit Frankreich ſpekulirt. Eine ſolche 
Hilfsbedürftigkeit war eigentlich nicht vorhanden, denn der 
jetzige Kaiſer von Frankreich ſucht im Gegenſatz zu früheren 
franzöſiſchen Regierungen ein freundliches Zuſammengehen 
mit Preußen. Ein ſolches Zuſammengehen erfordert aber 
die Schonung gegenſeitiger Intereſſen. Frankreich kann ein 
unter Oeſterreich geeinigtes Deutſchland nicht wünſchen; ein 
Oeſterreich bis an den Rhein wird ſelbſt durch ein Frankreich 
bis an den Rhein nicht aufgewogen. Deshalb hatte Frank⸗ 
reich ein Intereſſe an der Einigung Deutſchlands ohne 
Oeſterreich. Außerdem regelt Frankreich ſeine Politik im 
Sinne der Nationalität, und deßhalb hat es ſich auch ſchon 
1864 gegenüber den Anſprüchen Deutſchlands auf Schleswig⸗ 
Holſtein 2 4 ſchroff verhalten als andere Mächte. Er 
iſt ſtets der Meinung geweſen, daß eine Bevölkerung, welche 
den entſchiedenen Willen hat, nicht preußiſch zu ſein, ſondern 
einem mächtigen Nachbarſtaat anzugehören, keine Stärkung 
unſerer Macht ſei. Allerdings können andere Gründe, z. B. 
militäriſche, verhindern, daß man ſolchem Verlangen nach⸗ 
giebt. Im Sommer wurde Frankreich durch Oeſterreich zum 
Vermittler angerufen, und es trat die Frage an uns heran, 
ob in der damaligen Lage die Geſammtheit deſſen, was uns 
von Oeſterreich durch franzöſiſche Vermittlung angeboten war, 
anzunehmen oder abzulehnen. Wir hatten damals eine Stütze an 
der unerſchütterlichen Vertragstreue Italiens, welche ich nicht 
genug rühmen kann und welche die beſten Hoffnungen für 
die Zukunft erweckt, aber trotzdem war es nicht gerathen, den 
Bogen zu ſtraff anzuſpannen und alles Erworbene von moͤg⸗ 


lichen europäiſchen Komplikarionen abhängig zu machen. 
Dieſen Verhältniſſen verdankt jene Klauſel ihre Entſtehung. 
Wenn nun auch die Faſſung eine gewiſſe Latitude zuläßt, 
ſo kann die Regierung doch nicht von vertragsmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen zurücktreten. Es wird aber dafür gelorgt wer: 
den, daß, über die. Freiheit“ der Abſtimmung kein Zweifel 
herrſchen kann. 2: © 5“ ae Ss 

Außerdem inne. ein Geſetz Entwurf, betreffend die Ein⸗ 
verleibunß einiger früher Baickiſcher und Heſſen⸗Darmſtädti⸗ 
ſcher Gebsgtstheile, augenommen, und ein Vertrag genehmigt, 
nach welchem dem Großherzog von Oldenburg 1 Million 
Thlr. für Aufgeben ſeiner Anſprüche auf Schleswig⸗Holſtein 
bezahlt werden ſollen. „ „ 

Am Freitag wurde das Geſetz für die Wählen zum Ab⸗ 
georbuetenbaufe. in den neuen Provinzen angenommen, des⸗ 
gleichen ein Gele über das Medizinal⸗Gewicht und über 
die Auflöſung des Lehnsverbandes in Alt“, Vor ⸗ 
und Hinterpommern. — Die nächſte Sitzung des Hauſes 
findet am 7. Januar 1867 ſtatt. . . 

Das Herrenhaus hat, wie ſchon mitgetheilt, das Etats⸗ 
eſetz angenommen, außerdem hat es der Verordnung über 
Aufhebung der Wuchergeſetze die Genehmigung ertheilt und 
mehrere Geſetzek vorlagen im Sinne des Abgeordnetenhauſes 
erledigt. ; 

De Wahlbewegung für das nerddeutſche Parlament 
mehrt ſich in erfreulicher Weiſe; die Erkenntniß von der 
Wichtigkeit der Wahl greift immer mehr im Volke Platz. 

In Hannover herrſcht noch immer eine wenig freund⸗ 
liche Geſinnung gegen Preußen; ganz beſonders ſcheint die 
Militär⸗Aushebung viele Schwierigkeiten zu bereiten, indem 
eine große Anzahl Militairpflichtiger fd der Stellung zu 
entziehen ſuc t. 1 

Neueſte Nachrichten. 

Florenz, Sonnabend 22. Dezember. Die „Deputirten⸗ 
er bal den Geſetzentwurf für das proviſoriſche Budget 
pro 1. Semeſter 1867 angenommen. 5 g 

Einer Mittheilung der „Opinione“ zufolge iſt es wahr⸗ 
ſcheinlich, daß General Menabrea als Geſandter nach Wien 
und Graf Greppi in gleicher Eigenſchaft nach Stuttgart 
gehen wird. 3 N 


Die Aufhebung der Wuchergeſetze. 

Im Laufe der en Woche iſt der Handel und 
der Verkehr in Preußen von einer Feſſel befreit, worden, 
welche zu ſprengen die liberale Partei ſeit vielen Jahren 
vergeblich verſucht hat. Das Herrenhaus hat in ſeiner 
Sitzung vom. 19. d. Mts. der königl. Verordnung vom 12. 
Mai d. J., durch welche die Wuchergeſetze aufgehoben wer⸗ 
den, ſeine Genehmigung ertheilt. Die Wuchergeſetze ſind 
uns aus der alten Zeik überkommen. Sie waren zu einer 
Zeit entſtanden, wo man glaubte, alle Verkehrsverhältniſſe 
ſtaatlich regeln zu können, wo man die Freiheit der Arbeit 
ebenſo beſchränkte wie die Freiheit des Geldverkehrs. Jene 
Anſchauung hat man längſt als unangemeſſen fallen laſſen, und 
das Zunftweſen, welches eine nothwendige 05 jener An⸗ 
ſicht war, findet in Deutſchland wohl kaum no N Ver⸗ 
theidiger, wenn wir jene Leute ausnehmen, deren höchſtes 
Ideal die Wiederherſtellung der ſtaatlichen Einrichtungen des 
Mittelalters nach jeder Richtung hin iſt. Aber während man 
die Arbeit und mit ihr den gewerblichen Verkehr frei gab, 
glaubt man, die Beſchränkungen, welche auf dem Geldverkehr 
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ruhten, aufrecht erhalten zu müſſen, und man ſträubte ſich 
auf das eifrigſte gegen die Aufhebung der beſchränkenden ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen, welche man unter dem Namen 
„Wuchergeſetze“ zuſammenfaßt. 

Wenn aber dieſe Schranken auch dem Namen nach exi⸗ 
ftirten, jo waren fie doch im Verkehr, welcher fie nicht er- 
tragen konnte, durchbrochen, und „wenn fie überhaupt noch 
einen ſichtlaren Zweck hatten, ſo war es nur der, daß die 
Umwege, welche zu ihrer Umgehung gemacht werten muß · 
ten, auch bezahlt werden mußten, und fo vertheuerten fie das 
Geld, anſtatt daß fie den Preis deſſelben niedrig hielten, wie 
dies ihr eigentlicher Zweck war. 

Indeſſen erhielten die Wuchergeſetze auch durch die Ge⸗ 
ſetzgebung in der letzten Belt zwei empfindliche Stöße: die 
allgemeine A ee e welche jedem geftattete, 
ſich auf Wechſel, bei deren Verkauf ein unbeſchränkter Abzug 
geſtattet war, Geld zu verſchaffen, und das allgemeine 
deutſche Handelsgeſetzbuch, welches für den kaufmänni⸗ 
ſchen Verkehr jeden Zinsfuß erlaubte, beſchränkte die Anwen⸗ 
dung der Wuchergeſetze auf nur wenige Fälle, und zwar ge⸗ 
rade auf ſolche, bei denen fie ſich in ihrer ganzen Schädlich⸗ 
keit zeigten. Wir brauchen wohl hier nicht ſolche Fälle auf- 
zuführen, unſere Leſer werden im practiſchen Leben wohl oft 
genug Gelegenheit gehabt haben zu beobachten, wie ein Dar⸗ 
lehnsſucher 25, 50, ja oft 100 und mebr Procent zahlen 
mußte, weil es dem Darleiher verboten war, 6 oder vielleicht 
gar 10 Procent zu nehmen. 

Als nun die politiſche und die Geſchäftskriſis im Anfang 


dieſes Sommers eine Erleichterung des Geſchäftsverkehrs 
dringend wünſchenswerth machte, da hob die Staatsregierung 
durch königl. Verordnung die Wuchergeſetze wenigſtens in 
fo weit auf, als fie den Geldverkehr, der ſich nicht mit hypothe⸗ 
e u e b e befchränkten. Das Herrenhaus 
bat ſich, wie unſeren Leſern berannt fett wird, bei der erften 
Berathung dieſer Verordnung geſträubt, die Wuchergeſetze 
auf die Bauer aufzuheben, jetzt endlich hat es ſeine unbe⸗ 
dingte Zuſtimmung ertheilt, und ſomit iſt die Verordnung 
dauerndes Geſetz geworden. 

Allerdings iſt die Beſchränkung des Zinsfußes für Hy ⸗ 
potheken Barleben noch nicht en und es wird der 
Nachtheil dieſes Fortbeſtehens von allen einſichtigen Haus⸗ 
und Grundbeſitzern, welche den Preis, den ſie für Darlehen 
zahlen, nicht nach dem nominellen Zinsfuß, ſondern nach 
allen darauf heftenden Nebenkoſten und läftigen Bedingungen 
berechnen, höchſt unangenehm empfunden, aber wir wollen 
uns doch freuen, daß wenigſtens jetzt ein großer Theil des 
Geſchäftsverkehrs frei gegeben iſt. Die noch beſtehende Be⸗ 
ſchränkung wird, deß ſind wir ſicher, auch nicht lange mehr 
beſtehen können gegenüber dem Druck der öffentlichen Mei ⸗ 
nung, welche ihre Aufhebung verlangt. 

Und weßhalb ſollte man dieſe Beſchränkung nicht vor 
allem aufheben; alle Hypotheken⸗Darlehen bieten doch offen⸗ 
bar eine größere Sicherheit als die anderen kaufmänniſchen 
Darlehen, und es wird ſich daher bei ihnen der Preis des 
Geldes, d. h. der Zinsfuß, naturgemäß niedriger ftellen als 
bei anderen Darlehen; und wenn er in einzelnen Fällen, ſelbſt 
bei vollkommener Sicherheit, doch noch zu hoch erſcheinen 
wird, fo wird dies nicht feinen Grund haben in der Frei⸗ 
gebung des Zinsfußes, ſondern in der oft hervortretenden 
Schwierigkeit, fein Geld ſchnell zurückgezahlt zu erhalten: ein 
Uebelſtand, dem man aber nicht durch Beibehaltung der Zins⸗ 
beſchränkung, ſondern nur durch Verbeſſerungz unſerer 


Hypothekenordnung abhelfen kann. 
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